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Gemeinsames Ziel bleibt ein selbständiges Europa 
Weiterentwicklung der Europäischen Gemeinschaften- Notwendigkeit des Atlantischen Bündnisses 
Nützliche und wertvolle Gespräche zwischen dem Bundeskanzler und dem französischen Präsidenten 

Bundeskanzler Dr. h. c. Kurt Georg Kies in g er gab bei 
seiner Rückkehr von den deutsch-französischen Konsul­
tationsgesprächen in Paris am 14. März 1969 auf dem Flug­
hafen Köln-Wahn folgende Erklärung ab: 

Ich komme aus Paris zurück. Uber die Gespräche, die wir 
dort geführt haben, hat es in der Presse beider Länder einige 
skeptische Voraussagen gegeben. Sie haben sich nicht erfüllt. 
Im Gegenteil, diese Gespräche sind, wie wir übereinstimmend 
festgestellt haben, freimütig und herzlich verlaufen, und sie 
waren nützlich und wertvoll. 

Natürlich haben wir, so wie die Dinge nun einmal stehen, 
keine sensationellen Erfolge aufzuweisen, aber wir sind auf 
manchen Gebieten weitergekommen, und im übrigen muß man 
eben in eiaer Zeit, die sich so rasch ändert und uns immer 
wieder vor neue Situationen stellt, seine Ansichten von Zeit 
zu Zeit miteinander vergleichen. 

Was Europa anlangt, so kennt man unsere gegenseitigen 
Positionen, auch unsere Meinungsverschiedenheiten, etwa den 
Beitritt Englands betreffend. Aber es war natürlich auch wich­
tig, wieder festzustellen, daß wir an unserem gemeinsamen 
Ziel, ein selbständiges Europa zu schaffen, festgehalten haben 
und daß wir auch an dem Gedanken der Weiterentwicklung 
der Gemeinschaft festhalten wollen. Ebenso besteht Uberein­
stimmung darüber, daß in der gegenwärtigen Situation das 
Nordatlantische Bündnis notwendig ist und auch die Präsenz 
amerikanischer Truppen in Europa. Wir haben weiterhin Uber­
einstimmung in der Beurteilung der gegenwärtigen Welt­
situation gefunden, auch was die Beziehungen zum Osten an­
langt. 

Auf dem Gebiet der bilateralen Beziehungen haben wir eine 
ganze Reihe von gemeinsamen Projekten ins Auge gefaßt: 
Produktion des "Airbus" mit England, aber auch unter uns 
allein, regionale Zusammenarbeit an der Saar und in Lothrin­
gen, Verstärkung des gemeinsamen deutsch-französischen 
Industrie-Komitees, Zusammenarbeit unserer Olgesellsqmften 
und eine bessere Vorbereitung auf mögliche spätere Krisen 
- die aber hoffentlich nicht eintreten werden - auf dem 
Gebiet der Währungen, damit die "Feuerwehr" schneller bei 
der Hand ist, als es beim letzten Mal der Fall war. - Alles 
in allem eine durchaus befriedigende und zufriedenstellende 
Begegnung. 

Uber die deutsch-französischen Konsultationen gab Bundes­
kanzler Dr. h. c. Kurt Georg Kies in g er dem Zweiten Deut­
schen Fernsehen am 14. März 1969 folgendes Interview: 

Frage: 
Herr Bundeskanzler, Stichwort "europäische Zusammen­

arbeit". Es hat vor diesem Treffen viele Argernisse gegeben, 
unterschiedliche Meinungen, auch gegensätzliche Handlungen, 
und man könnte auch nach diesem Treffen den Eindruck 
haben, daß sich solche Argernisse fortsetzen. Ist es so, daß 
man sich damit abfinden muß, muß man sich damit bescheiden, 
die unterschiedliche Interessenlage zu respektieren? 

Antwort: 

Das muß man durchaus nicht! Es gibt natürlich - und dies 
gab es von Anfang an - verschiedene Meinungen. und selbst­
verständlidl audl verschiedene Interessen zwischen unseren 
beiden Völkern, und man entschießt sich ja zu einer Zusam­
menarbeit zwischen den Völkern, damit man solche Meinungs­
und Interessengegensätze überbrückt, um zu gemeinsamen 
Aktionen kommen zu können, die man gemeinsam für not-

wendig hält. Das erste ist immer die Atmosphäre, das Klima, 
in dem man miteinander verhandelt, miteinander spricht. Hier 
hat es ja allerlei düstere Prophezeiungen gegeben - sowohl 
in der deutschen wie in der französischen Presse. 

Frage: 
Die sind nicht eingetroffen? 

Antwort: 
Völlig widerlegt worden durch die Tatsachen! Die Verhand­

lungen haben in einer - so wie der Präsident selber es aus­
drückte - freimütigen und herzlidlen Atmosphäre stattge­
funden, und sie waren nach unser beider Urteil nützlich und 
wertvoll. Es blieben natürlich Gegensätze der Auffassungen, 
die man hinnehmen muß - es gibt aber auch Fortschritte, 
mindestens in bestimmten Gebieten, wo gewisse Klärungen 
erreicht worden sind. 

Frage: 
Könnten Sie das etwas präzisieren, Herr Bundeskanzler? 

Antwort: 
Ich würde so sagen: Wir beide wollen ein selbständiges 

Europa schaffen - das ist wichtig. Wir wollen ein selb­
ständiges Westeuropa schaffen, aber wir denken auch über 
die Grenzen eines solchen selbständigen Westeuropa hinaus 
nach Osten, um jedenfalls bessere Beziehungen mit dem 
Osten herbeizuführen, so wie eben die Gelegenheit, wie die 
Geschichte sie uns anbieten wird. Ob das einmal wirklich zur 
Konstruktion eines großen Europa von der einen Seite bis 
zur anderen führen kann, das ist eine ganz offene Frage, das 
ist ein ferner Traum. Zunächst gilt es also Westeuropa zu 
organisieren und zugleich zu versuchen, die Dinge mit dem 
Osten etwas besser zu gestalten. 

Was das Verhältnis zu den Vereinigten Staaten anlangt 
und zur NATO, so hat sich der Präsident noch einmal sehr 
klar ausgedrückt, und das war sehr nützlich, weil da ja allerlei 
umlief an falschen Interpretationen. Er hat, wie er es mir 
früher schon mehrfach gesagt hat, erklärt: In der gegenwärti­
gen Situation und für absehbare Zeit ist das Nordatlantische 
Bündnis unbedingt notwendig - wir im integrierten System 
Frankreich im Bündnis, aber außerhalb des integrierten 
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Systems -, und er hat hinzugefügt - was er auch schon 
früher tat -, daß die Präsenz amerikanischer Truppen in 
Europa, auf deutschem Boden wünschenswert ist für die 
Sicherheit Europas. Er hat auch hinzugefügt, daß dieses Europe 
Europeenne, von dem er spricht, durchaus in der Zukunft 
mit den Vereinigten Staaten verbündet sein kann und sein 
muß, wenn die Sicherheitslage dies erfordert. 

Frage: 
Darf ich noch auf einen konkreten Punkt der europäischen 

Zusammenarbeit zurückkommen? Das Angebot des Präsi­
denten an Großbritannien zu Gesprächen über mögliche neue 
Formen der europäischen Zusammenarbeit hat in Deutsch­
land insofern doch etwas irritiert, als auf einmal nicht mehr 
auszuschließen · schien, daß der Präsident die Gemeinschaften 
zur Diskussion stellen würde. Haben Sie in diesem Punkte 
Klarheit bekommen!? 

Antwort: 
Der Präsident hat nie, niemals, von meinem ersten Ge­

spräch mit ihm an und auch bei den früheren Gesprächen mit 
meinen Vorgängern, nur die Konstruktion der Europäischen 
Gemeinschaften akzeptiert. Er hat sie akzeptiert, hat aber 
immer hinzugefügt: wenn Ihr andere dabei haben wollt, aller­
dings - und hier unterscheiden wir uns - schon wenn Ihr 
Großbritannien dabei haben wollt, dann ändert sich die Quali­
tät, dann ist das nicht mehr die Gemeinschaft, sondern etwas 
anderes, wie immer man das nun nennen mag: eine euro­
päische Freihandelszone oder wie immer. Er sagt: Darüber 
kann man sprechen, wenn Ihr insistiert, bitte, aber dann ist 
das etwas anderes. Gerade im Gespräch von heute früh 
ist es klar geworden, daß er mit uns aber die Entscheidung 
auf die Weiterentwicklung der Gemeinschaften legt. Es bleibt 
also vorrangig, und er wünscht die Weiterentwicklung der 
Gemeinschaft, wo immer dies möglich ist! 

Grundsätze zur Reform des Familienlastenausgleichs 
Verbesserung der Leistungen - Vereinheitlichung des Systems des Familienlastenausgleichs 

Der Staatssekretär des Bundesministeriums für Familie und 
Jugend, Dr. Heinrich Bart h, gab dem Südwestfunk am 
13. März 1969 folgend·es Interview: 

Frage: 
Das Bundesfamilienministerium ist seit langem bestrebt, im 

Bundeshaushalt größere Ansätze für einen Familienlasten­
ausgleich uJterzubringen, aber es sieht in diesem Jahr so aus, 
als würde diesem Bestreben wieder kein Erfolg beschert sein. 
Bevor wir in die Problematik selbst einsteigen, Herr Dr. Barth, 
vielleicht erklären wir einmal, was man sich unter Familien­
lastenausgleich vorzustellen hat. 

Antwort: 
Zur Beantwortung dieser Fragen darf ich vielleicht ein paar 

Zahlen nennen, die deutlich machen sollen, womit wir es 
eigentlich zu tun haben. Wir haben zur Zeit in Deutschland 
2,4 Millionen Menschen zwischen 30 und 65 Jahren, die ledig 
sind. Wir haben 3,5 Millionen Ehepaare mit einem Kind und 
2,2 Millionen Ehepaare mit zwei Kindern. Das sind 5,7 Millio­
nen Ehepaare, die zur Zeit in Deutschland 7,9 Millionen Kinder 
unter 18 Jahren versorgen müssen. Die Zahlen derjenigen 
Ehepaare mit drei und mehr Kindern sehen so aus: 800 000 Ehe­
paare haben drei Kinder, 300 000 Ehepaare haben vier Kinder, 
200 000 Ehepaare haben fünf und mehr Kinder. Wenn ich die 
Ehepaare mit drei und mehr Kindern einmal zusammenfasse, 
dann ergibt sich, daß 1,3 Millionen Ehepaare in Deutschland 
mit drei und mehr Kindern insgesamt 4,7 Millionen Kinder 
unter 18 Jahren zu versorgen haben. 

Frage: 
Fassen wir das Bild, das diese Zahlen geben, zusammen, 

dann bedeutet es, daß eine relativ sehr kleine Zahl von Ehe­
paaren für das Gros der Kinder sorgen muß. 

Antwort: 
Einmal dies, aber Sie sollten auch dabei berücksichtigen, daß 

gerade diese relativ geringe Zahl von Ehepaaren zugleich den 
Bestand unserer Bevölkerung gewährleistet. Wenn es nur Ehe­
paare mit einem oder mit zwei Kindern gäbe, dann würde 
unsere Bevölkerung rapide zurückgehen. 

Frage: 
Mit welchen Konsequenzen? 

Antwort: 
Mit sehr schwerwiegenden Konsequenzen, die sich auf die 

wirtschaftliche Leistungskraft unseres Volkes auswirken wür­
den, auch mit Konsequenzen, die zum Beispiel die schwierige 
Frage betreffen, wie eigentlich bei einem erheblich verminder­
ten Bevölkerungsbestand die riesigen Versorgungslasten auf­
gebracht werden sollen. 

Frage: 
Das kann nun aber nicht bedeuten, daß der Staat sagt, du 

mußt soundsoviel Kinder haben. Er muß sich einen anderen 
Weg einfallen lassen. 

Antwort: 
Ja, dem Staat steht darüber kein Gebot, auch keine Emp­

fehlung zu, wir sind sehr entschieden der Auffassung, daß die 

Frage, wie viele Kinder sich Ehepaare wünschen, von diesen 
Ehepaaren selbst entschieden wird. Wohl aber befassen wir 
uns mit einer anderen Frage. 'Wir sagen: wenn Ehepaare sich 
für drei oder vier oder fünf Kinder entschieden haben, dann 
sollen darunter die heranwachsenden Kinder nicht über 
Gebühr zu leiden haben. Hier muß der Staat helfen. 

Ich darf hierbei erwähnen, daß zum Beispiel die Bildungs­
chancen eines Kindes aus einer Ein-Kinder-Familie zur Zeit 
noch sehr viel größer sind als die Bildungschancen . eines 
Kindes, das noch mehrere Geschwister hat. Das halten wir für 
eine sehr ungute Sache, und vielleicht darf ich auch auf die 
Diskussionen der letzten Wochen und Monate verweisen, wo 
immer wieder darauf hingewiesen wurde, daß der Anteil von 
Studenten aus Arbeiterfamilien in unserem Lande noch er­
staunlich niedrig liege. Man muß die Dinge nur einmal 
konsequent auf die Ursachen hin untersuchen. Dann wird man 
sehr schnell feststellen, daß sie auch in den Zahlen liegt, die 
ich Ihnen eben genannt habe. 

Frage: 
Herr Dr. Barth, was wir jetzt besprochen haben, war die 

Grundlage, war der Ausgangspunkt eigentlich für ein Ge­
spräch. Zum Familienlastenausgleich selbst nun, wie wird er 
zur Stunde praktiziert? 

Antwort: 
Zur Zeit haben wir ein duales, ein zweigeteiltes System für 

die Durchführung des Familienlastenausgleichs. Jeder weiß, 
daß es Kinderfreibeträge gibt, also steuerliche Maßnahmen. 
Es gibt daneben die direkten Leistungen, zum Beispiel das 
Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz und die Kinder­
zuschläge, die im öffentlichen Dienst gezahlt werden. 

Frage: 
Und wenn wir bei diesen direkten und indirekten Hilfen 

sind, muß man dann nicht feststellen, daß etwa seit fünf oder 
sechs Jahren weder Kindergeld erhöht wurde noch eine Er­
höhung der Freibeträge vorgenommen wurde, während auf 
der anderen Seite die Renten dynamisch steigen, die Gesamt­
einkommen steigen. In der Relation, wird das Kinderhaben 
damit nicht immer teurer? 

Antwort: 
· Sie haben vollkommen recht, ich kann dem in keinem Punkt 

widersprechen. Aber damit nicht genug. Das ist nur die eine 
Seite, daß die Leistungen nicht erhöht worden sind. Die Lebens­
haltungskosten sind in der Zeit ja ganz erheblich gestiegen, 
so daß die Mittel und die Leistungen, die zur Zeit erbracht 
werden, für kinderreiche Familien realiter nicht nur nicht 
gestiegen, sondern zurückgegangen sind, und zwar nach 
unseren Schätzungen im Verlauf der letzten Jahre um etwa 
10 Prozent; während auf der anderen Seite soziale Leistungen, 
etwa in der Rentenversicherung, in der Unfallversicherung, 
erheblich über ihren Realwert von 1964 hinaus gestiegen sind. 

Frage: 
Nehmen wir die Konsequenzen dessen, was wir eingangs 

erwähnt haben und das, was Sie jetzt eben ausführten, näm-


